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 Allgemeine Bestimmungen 
  
Name/Sitz Art. 1 

1 Unter dem Namen „Gemeindeverband ARA Worblental“ 
nachfolgend „Verband” genannt, besteht ein Gemeinde-
verband im Sinne des kantonalen Gemeindegesetzes. 3) 

2 Sitz des Verbandes ist Worblaufen (Gemeinde Ittigen). 

3 Zuständig ist der Verwaltungskreis Bern.1) 
  
Zweck Art. 2  

1 Der Verband bezweckt die Projektierung, den Bau, den 
Betrieb, den Unterhalt und die Erneuerung einer gemein-
samen Abwasserreinigungsanlage (nachfolgend ARA ge-
nannt) sowie der in seinem Besitz befindlichen Verbands-
kanäle (inkl. Sonderbauwerke), Regenbecken und der 
notwendigen Nebenanlagen gemäss dem Übersichtsplan 
Nr. B1484.100/22 bis 25 vom 18. April 2018. 2) 3) 

2 Er kann auf Gesuch einer Verbandsgemeinde weitere Ka-
näle und Sonderbauwerke zum Zweck gemäss Absatz 1 
in sein Eigentum übernehmen. Eine Übernahme erfolgt 
nur, wenn die Kriterien gemäss Anhang I erfüllt sind und 
die Abgeordnetenversammlung zustimmt. 2) 

3 Er kann zudem weitere Umweltschutzaufgaben überneh-
men, wenn diese mit der Abwasserreinigung und deren 
Prozesse direkt oder indirekt im Zusammenhang stehen.3) 

4 Die Verbandsgemeinden übertragen dem Verband in die-
sem Rahmen die dafür in eidgenössischen und kantona-
len Erlassen festgelegten Rechte und Pflichten. 

  
Mitgliedschaft Art. 3  

1 Mitglieder des Verbandes sind die Gemeinden Arni, 
Biglen, Bolligen, Grosshöchstetten mit dem Gebiet ge-
mäss Übersichtsplan Anhang II vom 21.03.2019, Ittigen, 
Ostermundigen, Stettlen, Vechigen, Worb und Zollikofen. 

3) 4) 

2 Der Verband kann weitere Gemeinden aufnehmen. 

3 Treten weitere Gemeinden bei, passt die Abgeordneten-
versammlung dieses Reglement soweit erforderlich den 
neuen Verhältnissen an. 
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Pflichten der Verbands- 
gemeinden 

Art. 4  

1 Die Verbandsgemeinden stellen dem Verband alle Infor-
mationen zur Verfügung, welche dieser zur Erfüllung  
seiner Aufgaben benötigt. 

2 Der Verband kann zu diesem Zweck im Verbandsgebiet 
selbst Erhebungen anordnen und durchführen. 

3 Die Verbandsgemeinden unterstützen den Verband in der 
Erfüllung seiner Aufgaben, namentlich dadurch, dass sie 3)  
a. die gemeindeeigenen Anlagen in einwandfreiem  

Zustand erhalten; 
b. Störungen, die den Betrieb der Verbandsanlagen  

beeinträchtigen könnten, umgehend beheben; 
c. nur Abwasser einleiten, das für die Verbandsanlagen 

und deren Betrieb unschädlich ist und sauberes Was-
ser möglichst fernhalten; 

d. dem Verband wesentliche Änderungen der Anlagen 
oder der Menge und Zusammensetzung des Abwas-
sers melden. 

4 Die Zuleitungen zu den Verbandskanälen und Sonder-
bauwerken werden durch die Verbandsmitglieder auf  
eigene Kosten gebaut und unterhalten. Sie verbleiben  
in ihrem Eigentum. 2) 

5 Anschlüsse an die Verbandskanäle erfolgen auf Kosten 
des Anschliessenden nach den Vorschriften des Ver- 
bandes in bestehende Kammern oder Schächte. 2) 

6 Folgende Anschlüsse bedürfen der Genehmigung durch 
die Geschäftsleitung: 2) 
a. Anschlüsse aus Gemeinden ausserhalb des Ver-

bandsgebiets; 
b. Anschlüsse für industrielle oder gewerbliche Abwäs-

ser an das Kanalisationsnetz oder an die Verbands-
kanäle. 

  
Information Art. 5  

1 Der Verband informiert aktiv über seine Tätigkeit und 
über geplante Vorhaben. 

2 Er stellt den Verbandsgemeinden den nachgeführten  
Finanzplan bis Mitte Jahr zur Kenntnis zu. 

  
Form der Mitteilungen Art. 6  

1 Mitteilungen an die Verbandsgemeinden erfolgen schrift-
lich. 

2 Bekanntmachungen zuhanden der Öffentlichkeit erfolgen 
in den offiziellen Publikationsorganen der Verbands- 
gemeinden. 1) 

3 Der Verband kann Mitteilungen in weiteren Publikations-
organen bekannt machen. 
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 Organisation  
  
2.1. Allgemeines  
  
Organe Art. 7 

Die Organe des Verbands sind: 
a. die Verbandsgemeinden; 
b. die Abgeordnetenversammlung; 
c. der Vorstand; 
d. die Geschäftsleitung; 
e. das Rechnungsprüfungsorgan; 
f. Kommissionen, soweit sie entscheidungsbefugt sind; 
g. das zur Vertretung des Verbandsbefugte Personal. 

  
2.2. Verbandsgemeinden  
  
Befugnisse Art. 8  

1 Die Verbandsgemeinden beschliessen: 
a. Zweckänderungen; 
b. wesentliche Änderungen der Kostenverteilung; 
c. Geschäfte gemäss Art. 16 Buchstabe d, wenn  

das Referendum zustande kommt. 
 

2 Geschäfte gemäss Abs. 1 sind angenommen, wenn 
sämtliche Verbandsgemeinden zustimmen. 

  
Verfahren Art. 9  

1 Die Abgeordnetenversammlung legt die Abstimmungs-
frage fest und stellt Antrag. 

2 Der Vorstand teilt diese Anträge den Verbandsgemeinden 
schriftlich mit. 

3 Die Verbandsgemeinden beschliessen innert sechs  
Monaten. 

  
2.3. Abgeordnetenversammlung  
  
Zusammensetzung Art. 10  

1 Die Abgeordnetenversammlung besteht aus Abgeordne-
ten der Verbandsgemeinden. 

2 Die Verbandsgemeinden können für jede Sitzung der  
Abgeordnetenversammlung 
a. einen oder mehrere, höchstens aber so viele Abge-

ordnete entsenden, wie sie Stimmen haben, 
b. bestimmen, wer wie viele Stimmen vertritt. 

3 Die Präsidentin oder der Präsident des Vorstands leitet 
die Sitzung der Abgeordnetenversammlung. Sie oder er 
hat kein Stimmrecht. 
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4 Die übrigen Mitglieder des Vorstands nehmen an den  
Sitzungen der Abgeordnetenversammlung mit Beratungs- 
und Antragsrecht teil. 

  
Weisungen Art. 11  

1 Die Verbandsgemeinden können den Abgeordneten für 
ein bestimmtes oder für mehrere bestimmte Geschäfte 
Weisungen, namentlich zum Abstimmungsverhalten,  
erteilen. 

2 Erteilt eine Verbandsgemeinde Weisungen, geht die Ver-
antwortlichkeit für das Verhalten in der Abgeordnetenver-
sammlung auf das anweisende Gemeindeorgan über. 

  
Einberufung und Einladung Art. 12  

1 Der Vorstand beruft die Abgeordnetenversammlung ein. 

2 Vier Verbandsgemeinden, welche zusammen mindestens 
zehn Prozent aller Einwohner des Verbandsgebiets um-
fassen, können die Einberufung innert drei Monaten und 
das Traktandieren eines bestimmten Geschäfts verlan-
gen. 

3 Der Vorstand stellt die Einladung, die Traktandenliste und 
weitere Mitteilungen an die Abgeordneten spätestens 
dreissig Tage vorher den Verbandsgemeinden zu. 

4 Der Vorstand ermöglicht der Bevölkerung, der Versamm-
lung beizuwohnen (Publikation in den offiziellen Publikati-
onsorganen der Verbandsgemeinden). 1) 

  
Beschlussfähigkeit Art. 13  

Die Abgeordnetenversammlung beschliesst, wenn die Mehr-
heit der Stimmen vertreten ist. 

  
Stimmkraft der Verbands-
gemeinden 

Art. 14  

1 Die Verbandsgemeinden verfügen über 
a. zwei Stimmen, wenn sie bis und mit 0.84 Mio. m3/Jahr 

zuführen; 
b. drei Stimmen, wenn sie über 0,84 und bis und mit 

1.68 Mio. m3/Jahr zuführen; 
c. vier Stimmen, wenn sie über 1,68 und bis und mit  

2.52 Mio. m3/Jahr zuführen; 
d. fünf Stimmen, wenn sie über 2,52 und bis und mit 

3.36 Mio. m3/Jahr zuführen; 
e. sechs Stimmen, wenn sie über 3.36 Mio. m3/Jahr   

zuführen. 

2 Die Abwassermenge in m3 entspricht der Menge gemäss 
Kostenverteilerverordnung. 
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Zuständigkeiten 
Wahlen 

Art. 15  

Die Abgeordnetenversammlung wählt: 
a. die Präsidentin oder den Präsidenten; 
b. die übrigen von den Gemeinden vorgeschlagenen  

Mitglieder des Vorstands; 
c. das Rechnungsprüfungsorgan. 

  
Zuständigkeiten 
Sachgeschäfte 

Art. 16  

Die Abgeordnetenversammlung beschliesst: 
a. die Aufnahme neuer Verbandsgemeinden und die Modali-

täten des Beitritts; 
b. Änderungen des Organisationsreglements. Vorbehalten 

bleibt Art. 8 Absatz 1; 
c. die Auflösung des Verbands; 
d. soweit CHF 1 Mio. übersteigend abschliessend, soweit 

CHF 5 Mio. übersteigend unter Vorbehalt des fakultativen 
Referendums: 
- neue Ausgaben 
- Bürgschaftsverpflichtungen und ähnliche Sicherheits-

leistungen 
- Rechtsgeschäfte über Eigentum und beschränkte 

dingliche Rechte an Grundstücken 
- Finanzanlagen in Immobilien 3) 
- finanzielle Beteiligung an Unternehmungen, gemein-

nützigen Werken und dergleichen 
- Verzicht auf Einnahmen 
- Gewährung von Darlehen, die nicht sichere Anlagen  

darstellen 
- Anhebung oder Beilegung von Prozessen oder deren  

Übertragung an ein Schiedsgericht. Massgebend ist 
der Streitwert. 

- Entwidmung von Verwaltungsvermögen 
- die Übertragung von Verbandsaufgaben auf Dritte 

e. das Budget der Erfolgsrechnung; 3) 
f. die Jahresrechnung; 
g. Reglemente. 

  
Wiederkehrende  
Ausgaben 

Art. 17  

Die Ausgabenbefugnis für wiederkehrende Ausgaben ist  
10 Mal kleiner als für einmalige. 

 

Nachkredite  
zu neuen Ausgaben 

Art. 18  

1 Das für einen Nachkredit zuständige Organ bestimmt 
sich, indem der ursprüngliche Kredit und der Nachkredit 
zu einem Gesamtkredit zusammengerechnet werden. 

2 Den Nachkredit beschliesst dasjenige Organ, das für den 
Gesamtkredit ausgabenberechtigt ist. 

3 Beträgt der Nachkredit weniger als 10 Prozent des ur-
sprünglichen Kredits, beschliesst ihn immer der Vorstand. 
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Nachkredite  
zu gebundenen Ausgaben 

Art. 19  

1 Nachkredite zu gebundenen Ausgaben beschliesst der 
Vorstand. 

2 Der Beschluss über den Nachkredit ist zu publizieren, 
wenn der Gesamtkredit die ordentliche Kreditzuständig-
keit des Vorstands für neue Ausgaben übersteigt. 

  
Nachkredite 
Sorgfaltspflicht 

Art. 20  

1 Der Nachkredit ist einzuholen, bevor sich der Verband 
Dritten gegenüber weiter verpflichtet. 

2 Wird ein Nachkredit erst beantragt, wenn der Verband be-
reits verpflichtet ist, kann die Abgeordnetenversammlung 
abklären lassen, ob die Sorgfaltspflicht verletzt worden ist 
und ob weitere Schritte einzuleiten sind. Haftungsrechtli-
che Ansprüche des Verbands gegen die verantwortlichen 
Personen bleiben vorbehalten. 

  
2.4. Vorstand  
  
Zusammensetzung Art. 21  

1 Der Vorstand besteht aus der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten und je einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
10 Verbandsgemeinden. 

2 Der Vorstand konstituiert sich selber unter Vorbehalt von 
Art. 15 Buchstaben a und b. 

  
Beschlussfähigkeit Art. 22  

1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend ist. 

2 Der Vorstand kann Beschlüsse auf dem Zirkularweg fas-
sen, wenn alle Mitglieder mit diesem Verfahren einver-
standen sind. 

  
Zuständigkeiten Art. 23  

1 Der Vorstand führt den Verband, plant dessen Entwick-
lung und koordiniert die Geschäfte. 

2 Er beschliesst alle Sachgeschäfte nach Art. 16 Buchstabe 
d soweit CHF 100'000.– übersteigend bis CHF 1 Mio.  
sowie die Verwendung von bewilligten Krediten über 
CHF 500'000.– im Einzelfall.  

3 Er beschliesst die Schaffung ständiger Stellen und deren 
Gehaltsklasse. 

4 Er bestimmt die Organisation der Verbandsverwaltung.  
Er regelt durch Verordnung insbesondere 
a. die Organisation des Vorstands; 
b. die Einladung und das Verfahren für die Vorstandssit-

zungen; 
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c. die Anstellung des Personals sowie die Einzelheiten 
des Dienstverhältnisses; 

d. die Verfügungsbefugnis der in einem Dienstverhältnis 
zum Verband stehenden Personen; 

e. die Unterschriftsberechtigung; 
f. den Kostenverteiler im Rahmen von Art. 69 unter  

Vorbehalt von Art. 8, Abs. 1, Ziffer b; 
g. die Organisation der Geschäftsleitung. 

5 Er nimmt darüber hinaus alle Zuständigkeiten wahr, die 
nicht nach diesem Reglement, durch Vorschriften des 
übergeordneten Rechts oder durch Delegation im Rah-
men der Verordnung gemäss Abs. 4 anderen Organen 
zugewiesen sind. 

  
2.5. Geschäftsleitung  
  
Zusammensetzung Art. 24  

1 Die Geschäftsleitung führt die Geschäfte des Verbandes 
und ist dem Vorstand direkt unterstellt. Sie besteht aus: 
a. der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer; 
b. der Betriebsleiterin oder dem Betriebsleiter; 1) 3) 
c. der Leiterin oder dem Leiter des Finanz- und Rech-

nungswesens; 1) 
d. der Leiterin Projekte und Verfahrenstechnik oder  

dem Leiter Projekte und Verfahrenstechnik. 3) 

2 Die Funktion der Geschäftsführerin Stv. oder des   
Geschäftsführers Stv. wird zusätzlich durch ein Mitglied 
der Geschäftsleitung wahrgenommen. 3) 

3 Die Präsidentin oder der Präsident kann an den Sitzun-
gen ohne Stimmrecht teilnehmen.  

4 Die Geschäftsleitung kann zu ihren Sitzungen die Präsi-
dentin oder den Präsidenten und/oder Berater beiziehen. 
Diese haben kein Stimmrecht. 

5 Die Geschäftsleitung ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens drei Mitglieder anwesend sind. 1) 3) 

  
Zuständigkeit Art. 25  

1 Sie überwacht den Betrieb und den Unterhalt der Abwas-
seranlagen des Verbandes. 

2 Sie beschliesst alle Sachgeschäfte nach Art. 16 Buch-
stabe d bis CHF 100'000.– sowie die Verwendung von  
bewilligten Krediten bis CHF 500'000.– im Einzelfall.  

3 Sie ist zuständig für das Personal und verantwortlich für 
die Anstellungen, Gehaltsstufen, Beförderungen, Sanktio-
nen, Verweise, Rückstufungen, Entlassungen etc. im 
Rahmen der vom Vorstand bewilligten Stellen. 

4 Sie genehmigt die Anschlüsse gemäss Art. 4 Absatz 6. 
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2.6. Rechnungsprüfungsorgan  
  
Grundsatz Art. 26  

1 Die Rechnungsprüfung erfolgt durch eine privatrechtlich 
oder öffentlich-rechtlich organisierte Revisionsstelle. 

2 Das Gemeindegesetz, die Gemeindeverordnung und die 
Direktionsverordnung über den Finanzhaushalt der Ge-
meinden umschreiben die Wählbarkeitsvoraussetzungen 
und die Aufgaben. 

3 Das Rechnungsprüfungsorgan ist Aufsichtsstelle für Da-
tenschutz gemäss Art. 33 des kantonalen Datenschutz-
gesetzes. Die Berichterstattung erfolgt einmal jährlich an 
die Abgeordnetenversammlung. 

  
2.7. Kommissionen  
  
Nichtständige 
Kommissionen 

Art. 27  

1 Die Abgeordnetenversammlung und der Vorstand können 
zur Behandlung von einzelnen Geschäften aus ihrem Zu-
ständigkeitsbereich nichtständige Kommissionen einset-
zen, soweit nicht übergeordnete Vorschriften bestehen. 

2 Der Einsetzungsbeschluss bestimmt die Aufgaben, die 
Zuständigkeiten, die Organisation und die Zusammenset-
zung. 

  
2.8. Personal  
  
Personalreglement und  
-verordnung 

Art. 28  

1 Die Abgeordnetenversammlung regelt die Grundzüge des 
Dienstverhältnisses sowie die Rechte und Pflichten des 
Personals in einem Reglement (Anhang IIl). 

2 Der Vorstand regelt alle Details des Dienstverhältnisses 
sowie der Rechte und Pflichten des Personals in einer 
Verordnung. 

  
 Politische Rechte  

  
3.1. Initiative  
  
Initiative Art. 29  

1 Die Stimmberechtigten können die Behandlung eines Ge-
schäfts verlangen, wenn es in die Zuständigkeit der Ver-
bandsgemeinden oder der Abgeordnetenversammlung 
fällt. 

2 Die Initiative ist gültig, wenn sie 
a. von mindestens 5.0 Prozent der Stimmberechtigten  

im Verbandsgebiet unterzeichnet ist; 
b. innert der Frist nach Art. 30 eingereicht ist; 
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c. entweder als einfache Anregung oder als ausgearbei-
teter Entwurf ausgestaltet ist; 

d. eine vorbehaltlose Rückzugsklausel sowie die Namen 
der Rückzugsberechtigten enthält; 

e. nicht rechtswidrig oder undurchführbar ist und 
f. nicht mehr als einen Gegenstand umfasst. 

  
Einreichung Art. 30  

1 Der Beginn der Unterschriftensammlung ist dem Vorstand 
schriftlich anzuzeigen. 

2 Die Initiative ist spätestens sechs Monate nach Anmel-
dung beim Vorstand einzureichen. 

3 Ist die Initiative eingereicht, können die Unterzeichnenden 
ihre Unterschrift nicht mehr zurückziehen. 

  
Ungültigkeit Art. 31  

1 Der Vorstand prüft, ob die Initiative gültig ist. 

2 Fehlt eine Voraussetzung nach Art. 29 Absatz 2 verfügt 
der Vorstand die Ungültigkeit der Initiative, soweit der 
Mangel reicht. Er hört das Initiativkomitee vorher an. 

  
Behandlungsfrist Art. 32  

Über die Initiative beschliessen 
a. die Verbandsgemeinden innert zwölf Monaten; 
b. die Abgeordnetenversammlung innert sechs Monaten 

seit Einreichung. 
  
Zuständigkeit bei Ableh-
nung durch die Abgeordne-
tenversammlung 

Art. 33  

1 Lehnt die Abgeordnetenversammlung eine Initiative ab, 
so unterbreitet der Vorstand dieselbe den Verbands- 
gemeinden. 

2 Für das Verfahren gilt Art. 9 dieses Reglements sinn- 
gemäss. 

  
3.2. Fakultative Volksabstimmung  

Referendum 
 

  
Grundsatz Art. 34  

1 Mindestens 2.5 Prozent der Stimmberechtigten oder die 
Gemeinderäte von mindestens 4 Verbandsgemeinden 
können gegen Beschlüsse der Abgeordnetenversamm-
lung, welche ein CHF 5 Mio. übersteigendes Geschäft  
gemäss Art. 16 Buchstabe d betreffen, das Referendum 
ergreifen.  

2 Die Referendumsfrist beträgt dreissig Tage seit der  
Bekanntmachung. 
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Bekanntmachung Art. 35  

1 Der Vorstand gibt Beschlüsse nach Art. 34 Absatz 1 in 
den offiziellen Publikationsorganen der Verbandsgemein-
den einmal bekannt. 1) 

2 Die Bekanntmachung enthält: 
a. den Beschluss; 
b. den Hinweis auf die Referendumsmöglichkeit; 
c. die Referendumsfrist; 
d. die Prozentzahl der Stimmberechtigten, die unter-

schreiben müssen; 1) 
e. die Einreichungsstelle; 
f. den Hinweis, wo und wann allfällige Unterlagen  

aufliegen. 
  
Behandlungsfrist Art. 36  

Kommt das Referendum gültig zustande, unterbreitet der 
Vorstand den Gemeinden die Vorlage zum Entscheid. 

  
 Verfahren an der Abgeordnetenversammlung  

  
4.1. Allgemeines  
  
Traktanden Art. 37  

1 Die Abgeordnetenversammlung darf nur traktandierte  
Geschäfte endgültig beschliessen. 

2 Sie kann beschliessen, dass nicht traktandierte Ge-
schäfte für eine nächste Abgeordnetenversammlung  
traktandiert werden. 

  
Rügepflicht Art. 38  

1 Stellt eine stimmberechtigte Person die Verletzung von 
Zuständigkeits- bzw. Verfahrensvorschriften fest, hat sie 
die Präsidentin oder den Präsidenten sofort auf diese hin-
zuweisen. 

2 Unterlässt sie pflichtwidrig einen solchen Hinweis, verliert 
sie das Beschwerderecht (Art. 49a des Gemeindegeset-
zes). 1) 

  
Stimmkarten Art. 39  

Mindestens dreissig Tage vor der Abgeordnetenversamm-
lung stellt der Verband den Verbandsgemeinden die ihnen 
zustehende Anzahl Stimmkarten zu. 

  
Eröffnung Art. 40  

Die Präsidentin oder der Präsident 
a. eröffnet die Abgeordnetenversammlung; 
b. prüft anhand der Stimmkarten, wer von den Anwesenden 

wie viele Stimmen vertritt; 
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c. veranlasst die Wahl der Stimmenzählerinnen und  
Stimmenzähler; 

d. gibt Gelegenheit, die Reihenfolge der Traktanden zu  
ändern. 

  
Eintreten Art. 41  

Die Abgeordnetenversammlung tritt ohne Beratung und  
Abstimmung auf jedes Geschäft ein. 

  
Beratung Art. 42  

1 Die Stimmberechtigten dürfen sich zum Geschäft äussern 
und Anträge stellen. Die Präsidentin oder der Präsident 
erteilt ihnen das Wort. 

2 Die Abgeordnetenversammlung kann die Redezeit und 
die Zahl der Äusserungen beschränken. 

3 Die Präsidentin oder der Präsident klärt nach unklaren 
Äusserungen ab, ob ein Antrag vorliegt. 

  
Ordnungsantrag Art. 43  

1 Die Stimmberechtigten können beantragen, die Beratung 
zu schliessen. 

2 Die Präsidentin oder der Präsident lässt über einen  
solchen Ordnungsantrag sofort abstimmen. 

3 Nimmt die Abgeordnetenversammlung diesen Antrag an, 
haben einzig noch 
a. die Stimmberechtigten, die sich vor dem Antrag  

gemeldet haben; 
b. die Sprecherinnen und Sprecher der vorberatenden 

Organe und 
c. wenn es um Initiativen geht, das Initiativkomitee  

das Wort. 
  
4.2. Abstimmungen  
  
Allgemeines Art. 44  

Die Präsidentin oder der Präsident 
a. schliesst die Beratung, wenn sich niemand mehr  

äussern will; 
b. erläutert das Abstimmungsverfahren und 
c. gibt den Stimmberechtigten Gelegenheit, das Abstim-

mungsverfahren anders festzulegen. 
  
Abstimmungsverfahren Art. 45  

1 Das Abstimmungsverfahren ist so festzulegen, dass der 
wahre Wille der Stimmberechtigten zum Ausdruck 
kommt. 
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2 Die Präsidentin oder der Präsident 
a. unterbricht wenn nötig die Abgeordnetenversamm-

lung, um das Abstimmungsverfahren vorzubereiten; 
b. erklärt Anträge für ungültig, die rechtswidrig sind oder 

vom Traktandum nicht erfasst werden; 
c. lässt über einen allfälligen Rückweisungsantrag ab-

stimmen; 
d. fasst diejenigen Anträge zu Gruppen zusammen, die 

sich nicht gleichzeitig verwirklichen lassen und 
e. lässt für jede Gruppe den Sieger (Art. 46) ermitteln. 

  
Gruppensieger Art. 46  

1 Die Präsidentin oder der Präsident fragt bei zwei Anträ-
gen, die sich nicht gleichzeitig verwirklichen lassen:  
„Wer ist für Antrag A?” – „Wer ist für Antrag B?” Der An-
trag, auf den mehr Stimmen entfallen, ist Gruppensieger. 

2 Liegen drei oder mehr Anträge, die sich nicht gleichzeitig 
verwirklichen lassen, vor, stellt die Präsidentin oder der 
Präsident gemäss Absatz 1 solange zwei Anträge einan-
der gegenüber, bis der Gruppensieger feststeht (Cup- 
system). 

3 Die Sekretärin oder der Sekretär schreibt die Anträge der 
Reihe nach auf. Die Präsidentin oder der Präsident stellt 
zuerst den letzten Antrag dem zweitletzten gegenüber, 
den Sieger dem drittletzten usw. 

  
Schlussabstimmung Art. 47  

Die Präsidentin oder der Präsident stellt am Schluss die  
bereinigte Vorlage vor und fragt: „Wollt Ihr diese Vorlage  
annehmen?” 

  
Form Art. 48  

1 Die Abgeordnetenversammlung stimmt offen mit Hilfe der 
Stimmkarten ab. 

2 Ein Viertel der vertretenen Stimmen kann eine geheime 
Abstimmung verlangen. 

  
Stimmengleichheit Art. 49  

Die Präsidentin oder der Präsident stimmt nicht mit. Bei Stim-
mengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

  
Konsultativabstimmung Art. 50  

1 Die Abgeordnetenversammlung kann zu Geschäften Stel-
lung nehmen, die nicht in ihre Zuständigkeit fallen. 

2 Das zuständige Organ ist an diese Stellungnahme nicht 
gebunden. 

3 Das Verfahren ist gleich wie bei Abstimmungen. 
4.3. Wahlen  
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Wählbarkeit Art. 51  

Wählbar sind 
a. in die Abgeordnetenversammlung die Stimmberechtigten 

der jeweiligen Verbandsgemeinde; 
b. in den Vorstand die Stimmberechtigten der Verbandsge-

meinden; 
c. in Kommissionen mit Entscheidungsbefugnis die in eidge-

nössischen Angelegenheiten stimmberechtigten Perso-
nen. 

  
Unvereinbarkeit Art. 52  

1 Mitglieder des Vorstands dürfen nicht zugleich Mitglieder 
der Abgeordnetenversammlung sein. 

2 Das Personal darf nicht dem ihm unmittelbar übergeord-
neten Organ angehören. 

3 Der Vorstand stellt die Unterordnungsverhältnisse in  
einem Organigramm dar. 

4 Mitarbeitende des Rechnungsprüfungsorgans dürfen 
nicht gleichzeitig dem Vorstand, einer Kommission oder 
dem Personal angehören. 

  
Verwandtenausschluss Art. 53  

Der Verwandtenausschluss für den Vorstand und das Rech-
nungsprüfungsorgan ist im Anhang IV geregelt. 

  
Amtsdauer Art. 54  

Die Amtsdauer der Präsidentin oder des Präsidenten, der üb-
rigen Mitglieder des Vorstands und des Rechnungsprüfungs-
organs beträgt vier Jahre. Sie beginnt und endet mit dem  
Kalenderjahr. Eine Wiederwahl ist möglich. 

  
Wahlverfahren Art. 55  

1 Die anwesenden Stimmberechtigten geben ihre Vor-
schläge bekannt. 

2 Die Präsidentin oder der Präsident lässt die Vorschläge 
gut sichtbar darstellen. 

3 Liegen nicht mehr Vorschläge vor, als Sitze zu besetzen 
sind, erklärt die Präsidentin oder der Präsident die Vorge-
schlagenen als gewählt. 

4 Liegen mehr Vorschläge vor, wählt die Abgeordnetenver-
sammlung geheim. 

5 Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler verteilen die 
Zettel entsprechend den vertretenen Stimmen (Stimmkar-
ten). Sie melden die Anzahl der Sekretärin oder dem Sek-
retär. 
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6 Die Stimmberechtigten dürfen 
a. so viele Namen auf den Zettel schreiben, als Stellen 

zu besetzen sind; 
b. nur wählen, wer vorgeschlagen ist. 

7 Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler sammeln 
die Zettel wieder ein 

8 Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler 
a. Prüfen, ob sie nicht mehr Zettel haben als verteilt wor-

den sind (Art. 56) 
b. scheiden ungültige Zettel von den gültigen aus (Art. 

57) 
c. ermitteln das Ergebnis (Art. 58 und 59). 

  
Ungültiger Wahlgang Art. 56  

Die Präsidentin oder der Präsident lässt den Wahlgang wie-
derholen, wenn die Zahl der eingesammelten Zettel die der 
ausgeteilten übersteigt. 

  
Ungültige Zettel Art. 57  

Ein Zettel ist ungültig, wenn er keine Namen von Vorgeschla-
genen enthält. 

  
Ungültiger Name Art. 58  

1 Ein Name ist ungültig, wenn er 
a. nicht eindeutig einem Vorschlag zugeordnet werden 

kann, 
b. mehr als einmal auf einem Zettel steht oder 
c. überzählig ist, weil der Zettel mehr Namen enthält, als 

Sitze zu vergeben sind. 

2 Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler sowie die 
Sekretärin oder der Sekretär streichen zuerst die Wieder-
holungen. Sind dann immer noch mehr Namen auf dem 
Zettel als Sitze zu besetzen sind, werden die letzten  
Namen gestrichen. 

  
Ermittlung Art. 59  

1 Die Zahl der gültigen Zettel wird halbiert. Die nächsthö-
here, ganze Zahl ist das absolute Mehr. 

2 Wer das absolute Mehr erreicht hat, ist gewählt. Errei-
chen zu viele Vorgeschlagene das absolute Mehr, sind 
diejenigen gewählt, die am meisten Stimmen haben. 

3 Ist nur ein Sitz zu besetzen und bewerben sich dafür zwei 
gültig Vorgeschlagene, ist gewählt, wer mehr Stimmen  
erzielt. Bei Stimmengleichheit gilt Art. 62. 
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Zweiter Wahlgang Art. 60  

1 Haben im ersten Wahlgang zu wenig Personen das  
absolute Mehr erreicht, ordnet die Präsidentin oder  
der Präsident einen zweiten Wahlgang an. 

2 Im zweiten Wahlgang bleiben höchstens doppelt so viele 
Vorgeschlagene, als Sitze zu besetzen sind. Massgebend 
ist die Stimmenzahl des ersten Wahlgangs. 

3 Gewählt sind diejenigen mit den höchsten Stimmen- 
zahlen. 

  
Minderheitenschutz Art. 61  

Die Bestimmungen des Gemeindegesetzes über die Vertre-
tung der Minderheiten bleiben vorbehalten. 

  
Los Art. 62  

Die Präsidentin oder der Präsident zieht bei Stimmengleich-
heit das Los. 

  
4.4. Öffentlichkeit, Protokolle  
  
Abgeordneten- 
versammlung 

Art. 63  

1 Die Abgeordnetenversammlung ist öffentlich. 

2 Die Medien haben freien Zugang zur Abgeordnetenver-
sammlung und dürfen darüber berichten. 

3 Über die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen oder  
-übertragungen entscheidet die Abgeordnetenversamm-
lung. 

4 Jede stimmberechtigte Person kann verlangen, dass ihre 
Äusserung oder Stimmabgabe nicht aufgezeichnet wird. 

  
Vorstand, Geschäftsleitung 
und Kommissionen 

Art. 64  

1 Die Sitzungen des Vorstands, der Geschäftsleitung und 
der Kommissionen sind nicht öffentlich. 

2 Die Beschlüsse des Vorstands, der Geschäftsleitung und 
der Kommissionen sind öffentlich, soweit nicht überwie-
gende öffentliche oder private Interessen entgegenste-
hen. 

  
Protokollführung Art. 65  

1 Über die Verhandlungen der Abgeordnetenversammlung, 
des Vorstands, der Geschäftsleitung und der Kommissio-
nen ist ein Protokoll zu führen. Es muss Ort, Datum, Zeit 
und Dauer der Verhandlungen, die Teilnehmenden sowie 
die Anträge mit Begründungen und die Beschlüsse ent-
halten. 
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2 Das Protokoll wird an der nächsten Versammlung bzw. 
Sitzung genehmigt und von der Vorsitzenden oder vom 
Vorsitzenden und der Protokollführenden oder dem Pro-
tokollführenden unterzeichnet. 

3 Die Protokolle der Abgeordnetenversammlung sind öf-
fentlich. Die Protokolle des Vorstands, der Geschäfts-lei-
tung und der Kommissionen sind nicht öffentlich. 

  
 Ausstand, Sorgfaltspflichten, Verantwortlichkeit  

  
Ausstand Art. 66  

1 Wer an einem Geschäft unmittelbar persönliche Interes-
sen hat, ist bei dessen Behandlung ausstandspflichtig. 

2 Die Ausstandspflicht der Verwandten und gesetzlichen, 
statutarischen oder vertraglichen Vertreter richtet sich 
nach dem Gemeindegesetz. 

3 Die Ausstandspflicht gilt nicht in der Abgeordnetenver-
sammlung. 

  
Sorgfaltspflichten und Ver-
antwortlichkeit 

Art. 67  

1 Die Mitglieder der Verbandsorgane und das Verbands-
personal erfüllen ihre Aufgaben gewissenhaft und sorg-
fältig. 

2 Die Organe und das Personal des Verbands sind der  
disziplinarischen Verantwortlichkeit unterstellt.  

3 Der Vorstand ist Disziplinarbehörde für die Mitglieder der 
Geschäftsleitung. 

4 Die Geschäftsleitung ist Disziplinarbehörde für das übrige 
Personal. 

5 Im Übrigen richten sich die disziplinarische und vermö-
gensrechtliche Verantwortlichkeit nach dem Gemeinde-
gesetz. 

  
 Finanzielles, Haftung, Kostenverteilung  

  
Allgemeines Art. 68  

Der Vorstand plant und führt den Finanzhaushalt nach den 
Vorschriften des übergeordneten Rechts. 

  
Beiträge der Verbands- 
gemeinden, Kosten- 
verteilung 

Art. 69  

1 Die Verbandsgemeinden bezahlen den Aufwandüber-
schuss nach Massgabe der je Verbandsgemeinde ermit-
telten Abwassermenge der Einwohner und der gewerb-
lich/industriellen Betriebe auf den Verschmutzungszu-
schlägen der gewerblich/industriellen Abwässer umge-
rechneten Abwassermenge.  
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2 Die Kostenverteilung wird jährlich neu festgelegt. 

3 Die Einzelheiten werden durch den Vorstand in der  
Verordnung über die Kostenverteilung geregelt. 

  
Regenbecken Art. 70  

1 Die Netto-Investitionskosten für Regenbecken werden 
nach den für den Regenwasserabfluss massgebenden 
Entwässerungsflächen auf die Verbandsgemeinden  
verteilt.  

2 Die Einzelheiten werden durch den Vorstand in der  
Regenbecken-Verordnung geregelt. 

  
Anschlüsse ausserhalb 
Verbandsgebiet 

Art. 71  

1 Gebiete ausserhalb des Verbandsgebietes, die über die 
Kanalisation von Verbandsgemeinden dem Verband  
Abwasser zuführen, werden der betreffenden Verbands-
gemeinde aufgerechnet. 

2 Über die Anschlüsse ausserhalb von Verbandsgemein-
den, welche direkt an einen Verbandskanal angeschlos-
sen sind, rechnet der Verband direkt ab (Vertrags-
partner). 2) 

3 Für Anschlüsse ausserhalb der Verbandsgemeinden 
setzt der Vorstand die zu bezahlenden Kostenbeiträge 
unter sinngemässer Beachtung der für die Verbandsge-
meinden geltenden Regelungen fest. 

  
Haftung Art. 72  

1 Für die Verbandsschulden haftet das Verbandsvermögen. 

2 Austretende Verbandsgemeinden haften während 5 Jah-
ren ab Austritt anteilmässig (Art. 69) für die zur Zeit des 
Austritts bestehenden Schulden. 

3 Im Fall der Auflösung des Verbands haften die Verbands-
gemeinden Dritten gegenüber nach den Vorschriften des 
Gemeindegesetzes. Für das Verhältnis der Verbandsge-
meinden unter sich gilt Art. 74 Absatz 3. 

  
 Austritt, Auflösung und Liquidation  

  
Austritt Art. 73  

1 Der Austritt aus dem Verband erfolgt auf Ende eines Ka-
lenderjahres und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von 4 Jahren  

2 Austretende Gemeinden haben keinen Anspruch auf  
Anteile am Verbandsvermögen oder auf Rückerstattung 
geleisteter Beiträge. 
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Auflösung Art. 74  

1 Der Verband wird aufgelöst 

a. durch Beschluss von mindestens drei Vierteln der in 
der Abgeordnetenversammlung vertretenen Stimmen 
oder 

b. dadurch, dass alle Verbandsgemeinden oder alle bis 
auf eine austreten. 

2 Die Liquidation obliegt dem Vorstand. 

3 Ein Vermögens- oder Schuldenüberschuss wird den Ver-
bandsgemeinden im Verhältnis ihrer Beiträge während 
den 2 vorangehenden Jahren zugewiesen. 

  
 Übergangs- und Schlussbestimmungen  

  
Inkrafttreten Art. 75  

1 Dieses Reglement mit Anhang I und II tritt nach der Ge-
nehmigung durch die zuständige kantonale Stelle per 
01. Januar 2005 in Kraft. 

2 Es hebt das Organisationsreglement vom 30. März 1993 
mit Änderungen vom 20. Juni 2000 auf. 

3 Der Vorstand des Gemeindeverbandes ARA Worblental 
hat an seiner Sitzung vom 23. April 2019 die vorgeschla-
genen Änderungen des OgR geprüft und beschlossen, 
diese der Abgeordnetenversammlung zur Genehmigung 
vorzulegen. 4) 

4 Die von der Abgeordnetenversammlung am 25. Juni 2019 
beschlossene Änderung des Organisationsreglements 
tritt mit der Genehmigung des Amtes für Wasser und Ab-
fall in Kraft. 4) 
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Das vorstehende Organisationsreglement wurde an den Abgeordnetenversammlungen 
vom 22. Juni 2004 einstimmig genehmigt.  
 
 Gemeindeverband ARA Worblental 
 
 Der Präsident Die Sekretärin 
 
 P. Haller S. Schurtenberger 

 
 
 
 
Auflagezeugnisse 
Der Gemeindeverband hat dieses Reglement vom 21. Mai bis 21. Juni 2004 auf dem 
Sekretariat ARA Worblental öffentlich aufgelegt. Die Auflage wurde im Anzeiger Region 
Bern Nr. 36 vom 12. Mai 2004 und im Anzeiger für den Amtsbezirk Konolfingen Nr. 20 
vom 14. Mai 2004 bekannt gegeben.  
Die Genehmigung durch die Abgeordnetenversammlung untersteht dem fakultativen Re-
ferendum. Die Bekanntgabe erfolgte im Anzeiger Region Bern Nr. 50 vom 02. Juli 2004 
und im Anzeiger für den Amtsbezirk Konolfingen Nr. 27 vom 02. Juli 2004.  
Innert der 30-tägigen Frist, Reglement und Beschluss lagen während dieser Zeit öffent-
lich auf, wurden keine Einsprachen erhoben. 
 
Worblaufen, 06. August 2004 Die Sekretärin 

 S. Schurtenberger 

Organisationsreglement genehmigt: 

Bern, 15. September 2004 Amt für Gewässerschutz  
 und Abfallwirtschaft 
 des Kantons Bern 
 i. V. E. Freiburghaus 
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Änderungen 
Die vorliegenden Änderungen 1) wurden an der Abgeordnetenversammlung vom 23. Juni 
2009 einstimmig genehmigt und treten per 01. Januar 2010 in Kraft.  
 
 
 Gemeindeverband ARA Worblental 
 
 Der Präsident Der Geschäftsführer 
 
 P. Haller R. Lüdi 

 
 

Auflagezeugnisse 
Der Gemeindeverband hat die Änderungen dieses Reglements vom 22. Mai bis 22. Juni 
2009 auf dem Sekretariat ARA Worblental öffentlich aufgelegt. Die Auflage wurde im An-
zeiger Region Bern Nr. 37 vom 15. Mai 2009 und im Anzeiger für den Amtsbezirk Konol-
fingen Nr. 20 vom 14. Mai 2009 bekannt gegeben.  
Die Genehmigung durch die Abgeordnetenversammlung untersteht nicht dem fakultati-
ven Referendum. Der Protokollauszug der Abgeordnetenversammlung vom 23. Juni 
2009 und die Änderungen des Organisationsreglements (mit Anhang I Personalregle-
ment) lagen vom 03. Juli bis 03. August 2009 in der ARA Worblental öffentlich auf. 
 
 
Worblaufen, 06. August 2009 Der Geschäftsführer 
 
 R. Lüdi 
 
 
 

Anhänge: 
Anhang I:  Personalreglement (Art. 28, Abs. 1) 
Anhang II:  Verwandtenausschluss (Art. 53) 
 
 

Änderungen des Organisationsreglements genehmigt:  

Bern, 25. September 2009 Amt für Gewässerschutz  
 und Abfallwirtschaft 
 des Kantons Bern 
 H. Habegger 
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Änderungen Teilrevision 

Die vorliegenden Änderungen 2) wurden an der Abgeordnetenversammlung vom 14. Juni 
2016 einstimmig genehmigt. Die Teilrevision mit Änderungen 3) des OgR und der Antrag 
zur Änderung des Zweckartikels z.H. der Verbandsgemeinden wurde an der Abgeordne-
tenversammlung vom 19. Juni 2018 einstimmig genehmigt.  
 

 Gemeindeverband ARA Worblental 

 Der Präsident Der Geschäftsführer 

  

K. Rohrbach C. Streun 

 

    

 

Auflagezeugnisse 
Der Gemeindeverband hat die Änderungen dieses Reglements vom 16. Mai bis 18. Juni 
2018 auf dem Sekretariat ARA Worblental öffentlich aufgelegt. Die Auflage wurde im An-
zeiger Region Bern Nr. 32 vom 16. Mai 2018 und im Anzeiger für den Amtsbezirk Konol-
fingen Nr. 21 vom 17. Mai 2018 bekannt gegeben.  
Die Genehmigung durch die Abgeordnetenversammlung untersteht nicht dem fakultati-
ven Referendum. Der Protokollauszug der Abgeordnetenversammlung vom 19. Juni 
2018 und die Änderungen des Organisationsreglements (mit Anhang II Personalregle-
ment) lagen vom 27. Juni bis 30. Juli 2018 in der ARA Worblental öffentlich auf. 
 
 
Worblaufen, 06. August 2018 Der Geschäftsführer 
 
 C. Streun 
 
 
 

Anhänge: 
Anhang I: Grundsätze zur Übernahme regional relevanter Anlagen (Art. 2, Abs 2) 
Anhang II: Personalreglement (Art. 28, Abs. 1) 
Anhang III: Verwandtenausschluss (Art. 53) 
 
 
 
 

 

Änderungen des Organisationsreglements genehmigt:  
 
 Amt für Wasser und Abfall 
 (AWA) des Kantons Bern 
  
 Der Amtsvorsteher  
  
 

 J. Ganguin 





27 

Anhang I 
 
 
 
 
 
 

Grundsätze zur Übernahme  
regional relevanter Anlagen 
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Für eine Übernahme regional relevanter Anlagen (Kanäle, Sonderbauwerke) gemäss Art. 2 Ab-
satz 2, gelten folgende Grundsätze: 

Kanäle 

1 Kanäle mit regionalem Charakter (Sammelkanäle, welche Abwasser von mindestens zwei  
Gemeinden Richtung ARA ableiten) sind regional relevante Kanäle und müssen im Besitz des 
Gemeindeverbands sein. 

2 Kanäle, welche Abwasser von mindestens 2 Gemeinden ableiten, müssen im Besitz des  
Gemeindeverbands sein (auch wenn sie regional nicht relevant sind). 
Dadurch müssen Gemeinden mit gemeinsam genutzten Leitungen keine Vereinbarungen  
haben und Streitigkeiten resp. Koordinationsarbeiten fallen weg. 

3 Das aus den Grundsätzen resultierende regionale Abwassernetz soll möglichst zusammen-
hängend angeordnet sein. Anlagen und Leitungen ohne Anbindung an das regional relevante 
Netz sind zu vermeiden. 

4 Sanierungsleitungen und Erschliessungen von Liegenschaften ausserhalb der Bauzonen  
(Sanierungsgebiete, Weilerzonen) werden nicht durch den Gemeindeverband übernommen. 
Dies gilt auch, wenn sie von mindestens 2 Gemeinden benutzt werden. 

Sonderbauwerke 

5 Regional relevante Regenbecken und deren Ableitung zum regionalen Sammelkanal müssen 
im Besitz des Gemeindeverbands sein. 

6 Regenüberläufe und Trennbauwerke, welche auf die Funktion und die Auslastung des regiona-
len Sammelkanals einen Einfluss haben, müssen im Besitz des ARA-Verbandes sein. 
Alle Regenüberläufe und Trennbauwerke welche vor der Einleitung in den regionalen Sammel-
kanal angeordnet sind, haben einen Einfluss auf dessen Funktion. 

7 Regenüberläufe, welche in den regionalen Sammelkanälen angeordnet sind, müssen im  
Besitz des Gemeindeverbands sein. 

8 Regenüberläufe am oberen Enden der Kanäle mit regional relevantem Charakter müssen  
im Besitz des Gemeindeverbands sein. Dadurch wird das regionale Netz abgegrenzt und der 
Gemeindeverband kann dieses angepasst betreiben. 

Modalitäten 

9 Die Anlagen werden zu Nutzen und Schaden durch den Gemeindeverband übernommen. Es 
werden keine Zeitwerte für die übernommenen Anlagen an die Verbandsgemeinden bezahlt. 
Der Gemeindeverband trägt ab der Übernahme der Anlagen die Kosten für Wartung, Unter-
halt, Betrieb und Werterhalt. 

10 Der Gemeindeverband übernimmt nur intakte funktionstaugliche Anlagen. Sanierungskosten 
bis und mit Stufe 2 nach VSA müssen durch die jeweilige Gemeinde getragen werden. 

11 Für versteckte Mängel bleibt die jeweilige Gemeinde gemäss den gültigen Normen haftbar. 

12 Die bereits getätigten Einlagen der Gemeinden in das Konto Spezialfinanzierung für die regio-
nal relevanten Leitungen und Sonderbauwerke verbleiben bei den Gemeinden. 

13 Für Spezialfälle, die durch die Grundsätze nicht abgedeckt werden, müssen die involvierten 
Parteien gemeinsam eine Lösung finden. Dabei sind die Grundsätze so weit wie möglich anzu-
wenden. Die Gleichbehandlung der Verbandsgemeinden muss gewährleistet bleiben.  
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Gestützt auf Art. 16, Buchstabe g und Art. 28 Absatz 1 des Organisationsreglements des Ge-
meindeverbandes vom 01. Januar 2005 mit Änderungen vom 23. Juni 2009 und 19. Juni 2018 
erlässt die Abgeordnetenversammlung folgendes Personalreglement: 

 
 Rechtsverhältnis  

  
Geltungsbereich Art. 1 

Die in diesem Personalreglement aufgestellten Vorschrif-
ten gelten mit Ausnahme der privatrechtlich angestellten 
Personen für das gesamte Personal des Gemeindever-
bandes. 

  
Anwendbarkeit Art. 2 

Soweit dieses Reglement, die gestützt darauf erlassene 
Verordnung des Vorstands oder weitere Vorschriften des 
Verbandes etwas nicht regelt, gelten sinngemäss die auf 
das Personal des Kantons Bern anwendbaren Bestim-
mungen. 

  
Öffentlich-rechtlich angestell-
tes Personal 

Art. 3 

Das Personal des Gemeindeverbandes wird öffentlich-
rechtlich angestellt. 

  
Privatrechtlich angestelltes 
Personal 

Art. 4  

1 Befristet angestelltes Personal wird privatrechtlich  
angestellt. 1) 

2 Massgebend sind ausschliesslich die vertraglichen Be-
stimmungen und ergänzend dazu die privatrechtlichen 
Vorschriften. 

  
Kündigungsfristen Art. 5 

1 Nach Ablauf der 6-monatigen Probezeit betragen die 
Kündigungsfristen: 
a. für die Mitglieder der Geschäftsleitung bei einer 

Dienstdauer bis zu 3 Jahren 3 Monate, bei einer 
Dienstdauer von mehr als 3 Jahren 6 Monate; 

b. für das übrige Personal 3 Monate. 

2 Aus wichtigen Gründen kann das Anstellungsverhält-
nis fristlos gekündigt werden.  

3 Die Kündigung durch den Vorstand für Mitglieder der 
Geschäftsleitung und durch die Geschäftsleitung für 
das übrige Personal, erfolgt in Form einer begründeten 
Verfügung. Das betroffene Personal ist vorher anzuhö-
ren. 
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Disziplinarverfahren Art. 6  

Das Disziplinarverfahren wird gemäss Art. 67 Absatz 3 
und 4 OgR durch den Vorstand für die Mitglieder der  
Geschäftsleitung und durch die Geschäftsleitung für das 
übrige Personal durchgeführt und ist in der Personalver-
ordnung geregelt. 

  
Haftung Art. 7 

Das Personal haftet dem Gemeindeverband für Schaden, 
den es ihm vorsätzlich oder grobfahrlässig zufügt. 

  
 Lohnsystem 

 
Grundsatz Art. 8 

Der Vorstand erlässt einen Stellenplan, worin jede Funk-
tion einer Gehaltsklasse zugeordnet wird. Die Gehalts-
klasse wird gemäss dem Bewertungssystem des Kantons 
Bern bestimmt.  

  
Aufstieg, Rückstufung Art. 9 

1 Der Aufstieg oder die Rückstufung erfolgt gestützt auf 
das Resultat der jährlichen Leistungs- und Verhaltens-
beurteilung und ist in der Personalverordnung gere-
gelt.  

2 Der Vorstand ist zuständig für die Mitglieder der  
Geschäftsleitung.  

3 Die Geschäftsleitung ist zuständig für das übrige  
Personal. 

  
 Leistungs- und Verhaltensbeurteilung 

 
Unterstellungsverhältnisse  Art. 10 

Die Unterstellungsverhältnisse des Personals werden 
durch die Geschäftsleitung in einem Organigramm fest-
gelegt und dem Vorstand zur Kenntnisnahme vorgelegt. 2) 

  
Mitarbeiterbeurteilung Art. 11 

Mindestens einmal jährlich werden Leistung und Verhal-
ten des Personals beurteilt. Dieses hat im Rahmen des 
Beurteilungsgespräches die Möglichkeit zur Stellung-
nahme.  

  
Geschäftsleitung Art. 12 

1 Die Präsidentin oder der Präsident ist für die Leis-
tungs- und Verhaltensbeurteilung der Geschäftsführe-
rin oder des Geschäftsführers zuständig. 

2 Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist für 
die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung der übrigen 
Geschäftsleitungsmitglieder zuständig. 
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3 Sie unterbreiten ihre Anträge dem Vorstand zum  
Beschluss. 

4 Die Details sind in der Personalverordnung geregelt. 
  
Übrige Stellen 

Art. 13 

Die bzw. der jeweilige direkte Vorgesetzte ist für die  
Leistungs- und Verhaltensbeurteilung des ihr bzw. ihm  
unterstellten Personals zuständig. 2) 
Sie oder er unterbreitet ihre / seine Anträge der  
Geschäftsleitung zum Beschluss. 

  
Eröffnung/Rechtsmittel Art. 14  

1 Der Entscheid des Vorstandes bzw. der Geschäfts- 
leitung ist dem Personal schriftlich bekanntzugeben. 

2 Das Personal kann innert zehn Tagen nach Bekannt-
gabe des Entscheides eine beschwerdefähige Verfü-
gung verlangen. 

3 Das Personal kann die Verfügung innert dreissig  
Tagen nach Eröffnung mit Beschwerde bei der Regie-
rungsstatthalterin oder dem Regierungsstatthalter  
anfechten. 1) 

  
 Besondere Bestimmungen 

 
Pflichtenheft Art. 15 

Die Aufgaben des Personals werden in Pflichtenheften 
umschrieben: 
a. der Vorstand genehmigt die Pflichtenhefte der Mit- 

glieder der Geschäftsleitung; 
b. die Geschäftsleitung genehmigt die Pflichtenhefte  

des übrigen Personals. 
  
Stellenausschreibung Art. 16 

1 Der Vorstand kann freie Stellen für die Mitglieder  
der Geschäftsleitung öffentlich ausschreiben. 2) 

2 Die Geschäftsleitung kann die freien Stellen des  
übrigen Personals öffentlich ausschreiben. 

  
Dienstort / Wohnsitz Art. 17 

1 Als Dienstort gilt Worblaufen, Gemeinde Ittigen. 

2 Der Wohnsitz ist so zu wählen, dass der Dienstort,  
sofern dies für die Arbeit unerlässlich ist, innert  
nützlicher Frist erreicht wird. 

  
Arbeitszeit Art. 18 

Das Betriebspersonal ist verpflichtet, betrieblich notwen-
dige Überzeitarbeit und Pikettdienst zu leisten. Im Übrigen 
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werden Arbeitszeit, Überzeit und Pikettdienst durch den 
Vorstand in der Personalverordnung geregelt. 1) 

  
Dienstkleider Art. 19 

1 Dem Personal werden die für deren Tätigkeit in  
der Anlage notwendigen Schutz-, Sicherheits- und 
Überkleider kostenlos abgegeben. 

2 Der Unterhalt dieses Materials wird durch den  
Gemeindeverband übernommen. 

  
Unfallversicherung Art. 20 

1 Der Gemeindeverband versichert das Personal  
gegen die Folgen von Berufs- und Nichtberufsunfällen 
gemäss Unfallversicherungsgesetz. 

2 Die Versicherungsprämie für Nichtbetriebsunfälle 
(NBU) wird zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmerin 
bzw. Arbeitnehmer hälftig geteilt. 1) 

  
Krankentaggeldversicherung Art. 21  

1 Der Gemeindeverband schliesst eine Kollektiv-Kran-
kentaggeldversicherung ab. 

2 Die Versicherungsprämie wird zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer hälftig geteilt. 

3 Bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit wird der Lohn während maximal 730 Tagen 
ausgerichtet. 

  
Pensionskasse Art. 22 

1 Der Gemeindeverband versichert das Personal gegen 
die wirtschaftlichen Folgen der Invalidität, des Alters 
und des Ablebens im Rahmen des Bundesgesetzes 
über die berufliche Vorsorge. 

2 Die Höhe der Prämie und ihre Aufteilung zwischen  
Arbeitgeber und Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer 
werden durch den Vorstand in der Personalverord-
nung, Anhang 7, geregelt. 1) 

 
  
Sitzungen, Spesen Art. 23 

Die Entschädigungen und Spesen werden durch den  
Vorstand in der Personalverordnung geregelt.  
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 Übergangs- und Schlussbestimmungen  
  
Besitzstand  Art. 24 

Der Besitzstand ist gewährleistet. 
  
Betreuungszulage Art. 25 

Allen Mitarbeitern, denen bei Inkrafttreten des Dekrets 
über Gehalt und Zulagen des Personals der bernischen 
Kantonsverwaltung vom 08.11.1995 eine Betreuungszu-
lage ausgerichtet wurde, haben nach Massgabe der da-
maligen Regelungen bis zum Ausscheiden aus dem 
Dienste des Gemeindeverbandes Anspruch auf diese  
Zulage nach den kantonalen Ansätzen. 

  
Inkrafttreten Art. 26 

1 Dieses Reglement tritt auf den 01. Januar 2005 in 
Kraft.  

2 Es hebt alle ihm widersprechenden Vorschriften, ins-
besondere das Dienst- und Besoldungsreglement vom 
01. Januar 2001 mit Änderungen vom 18. Februar 
2003 auf. 

3 Die von der Abgeordnetenversammlung am 19. Juni 
2018 beschlossene Teilrevision des Organisationsreg-
lements tritt mit der Genehmigung des Amtes für Was-
ser und Abfall in Kraft. 2)  

  
Änderungen Die vorstehenden Änderungen 1) wurden an der Abgeord-

netenversammlung vom 23. Juni 2009 einstimmig geneh-

migt und treten per 01. Januar 2010 in Kraft. 

Änderungen 2) wurden an der Abgeordnetenversammlung 

vom 19. Juni 2018 einstimmig genehmigt und treten per 

01. Januar 2019 in Kraft. 
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Personalreglement Anhang I, in Kraft per 01. Januar 2005, genehmigt: 
 
 
Bern, 15. September 2004 Amt für Gewässerschutz 
  und Abfallwirtschaft 
 des Kantons Bern 
 Reiterstrasse 11 
 3011 Bern 
  
 i.V. E. Freiburghaus 
 
Änderungen im Personalreglement Anhang I durch die Abgeordnetenversammlung am 
23. Juni 2009 nicht genehmigungspflichtig: 
 
Bern, 25. September 2009 Amt für Wasser und Abfall 
 des Kantons Bern 
 Reiterstrasse 11 
 3011 Bern 
  
 H. Habegger 
 

Änderungen im Personalreglement Anhang lI durch die Abgeordnetenversammlung am 
19. Juni 2018 genehmigt: 
 
 Amt für Wasser und Abfall (AWA) 
 des Kantons Bern 
  
 Der Amtsvorsteher  
  
 

 J. Ganguin 

  



38 

Verwandtenausschluss (Art. 53) 1 Anhang IV 

 
 
 

 B1  A  B  

 G C D E F  

O  H J+++R K L M N 

 P - - - S     Q 

Legende:  = Ehe 

  = Abstammung 

  = verstorben 

 +++ = eingetragene Partnerschaft 

 - - -  = faktische Lebensgemeinschaft 

Dem Vorstand dürfen nicht gleichzeitig angehören Beispiele: 

a. Verwandte 
in gerader Linie 

Eltern – Kinder 
A mit D, E und G; F mit K, L und M; 
D mit H und J 

Grosseltern – Grosskinder A mit H, J, K, L und M 

Urgrosseltern – Urgrosskinder A mit P und Q 

b. Verschwägerte 
in gerader Linie 

Schwiegereltern 
A mit C und F; E und F mit N; C und D 
mit O; C und D mit R 

Schwiegersohn/Schwiegertochter 
O mit C und D; N mit E und F; R mit C 
und D 

Stiefeltern/Stiefkinder B1 (2. Ehefrau von A) mit D und E 

c. voll- und halbbürtige 
Geschwister 

Bruder/Schwester,  
Stiefbruder/-schwester 

K mit L und M; H mit J; 
G mit D und E 

d. Ehepaare Ehepartner A mit B1; C mit D; O mit H 

e. eingetragene Partnerschaft  eingetragener Lebenspartner J mit R 

f. faktische Lebensgemein-
schaft 

Lebenspartner P mit S 

 

Ebenso wenig dürfen Personen, die mit  

− Mitgliedern des Vorstandes, 

− Mitgliedern von Kommissionen oder  

− Vertreterinnen/Vertretern des Verbandspersonals 

in obiger Weise verwandt, verschwägert, verheiratet oder in eingetragener Partnerschaft oder fak-
tischer Lebensgemeinschaft verbunden sind, dem Rechnungsprüfungsorgan angehören. 
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